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Vorwort 

Der kodifizierende Gesetzgeber lebt gefährlich. Er kann nicht nur 
alsbald vom Zeitgeist überrollt werden, sondern sich auch noch von 
vornherein ein zu enges Bild von der Rechtswirklichkeit machen. 
Beides Ungemach ist dem Gesetzgeber des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes widerfahren, und zwar gerade bei einem scheinbar so ab­
geklärten Gegenstand wie dem Verwaltungsakt. Der Gesetzgeber 
hatte seine Anschauung etwa vom privaten Hausbauer oder vom 
BAföG-Empfänger bezogen, denen er weitgehenden Vertrauens­
und Bestandsschutz gegen nachträgliche Eingriffe der Exekutive zu­
sichert. Das besondere Wirtschaftsrecht sah die Dinge schon damals 
zum Teil recht anders. Inzwischen hat vor allem der Umweltschutz 
dem intervenierenden Staat so viel Auftrieb gegeben, daß es keinen 
Sinn mehr macht, all das als abweichende Sonderregelungen beiseite 
zu schieben: die Ausnahmen sind bedeutsamer als das Prinzip ge­
worden. Deshalb wird hier versucht, aus der Fülle des Besonderen 
das Allgemeine wiederzugewinnen, zugleich den richtigen Kern des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes aber auch als Kritikpotential für das 
wuchernde besondere Wirtschaftsrecht zu nutzen. 

Prof. Mestmäcker hat mir die Freiheit gelassen, diesen Fragen 
monographisch nachzugehen. Frau Moomen hat mit diesem Ma­
nuskript ihren Erstling am ungewohnten Computer aus der Taufe 
gehoben. Meine Frau hat mich vor stilistischer wie grammatischer 
Unbill bewahrt und unermüdlich dem Druckfehlerteufel aufge­
lauert. Ihnen allen sei Dank. 

Hamburg, im Januar 1992 Christoph Engel 
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A. Einleitung 

Die offensichtliche Überlegenheit der Marktwirtschaften über die 
Planwirtschaften wird wesentlich damit erklärt, daß Unternehmen 
im Wettbewerb beweglicher sind als eine planende Bürokratie, daß 
sie mit anderen Worten besser mit Unsicherheit fertig werden1• Ist es 
deshalb nicht systemwidrig, in einer Rechtsordnung wie der deut­
schen, die von der Entscheidung für eine marktwirtschaftliche 
Wirtschaftsordnung geprägt ist2, einem Rechtsinstitut, dem Verwal­
tungsakt, nachzuspüren, das den Unternehmen mehr Sicherheit ver­
schaffen soll? Droht gar die gesamtwirtschaftliche Effizienz Schaden 
zu nehmen, so daß das Unterfangen selbst aus rein ökonomischer 
Sicht in die Irre ginge? 

Wohl kaum. Denn Wettbewerb bedeutet zwar notwendig Unsi­
cherheit. Mit dem Vertrags- und Organisationsrecht haben die Un­
ternehmen aber zwei kraftvolle Werkzeuge zur Hand, um diese 
Unsicherheit ganz wesentlich zu reduzieren3• Die Kunst des Unter­
nehmers besteht also nicht darin, gegenüber allgegenwärtiger Un­
sicherheit zu bestehen, sondern durch Vertrag und Organisation das 
Maß an Sicherheit zu schaffen, das seiner selbst gewählten unter­
nehmerischen Aufgabe angemessen ist. 

Diese Werkzeuge fehlen ihm gegenüber Unsicherheit, die aus der 
regulierenden und administrierenden Tätigkeit des Staats erwächst. 
Gewiß gehört der Vertrag längst zum festen Repertoire von Ver­
waltungsrecht und -praxis. Konsensuale Verfahren mit geringerer 
Bindungswirkung dringen zunehmend in die Drehbücher der Ver-

1 Mestmäcker, RabelsZ 54, 1990, 409-430. 
2 Die Zusammenhänge, bis hinein in das institutionelle Verfassungsrecht wer­

den an einem Vergleich mit Frankreich deutlich gemacht von Vee/ken, RabelsZ 55, 
1991, 463- 503. 

3 Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Vertrags- und des Gesellschaftsrechts 
arbeitet vor allem Wil/iamson (1990) heraus. 
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waltung vor. All das sind aber nur andere Instrumente zur Erfüllung 
öffentlicher Auf gaben. Dem Staat gelingt die konsensuale Lösung 
nur, weil er mit dem einseitigen Eingriff drohen kann. Daß manche 
der Eingriffsbefugnisse, wie etwa die Möglichkeit des § 17 BlmSchG 
zu nachträglichen Anordnungen trotz Vorliegens einer immissions­
schutzrechtlichen Anlagengenehmigung, selten genutzt werden4, 

besagt für sich allein deshalb wenig; wirkungslos wären sie erst, 
wenn sie auch zu keinen einvernehmlichen Lösungen und zu keinem 
vorauseilenden Gehorsam geführt hätten5. 

Auch wo in der Verwaltungspraxis Vertrag und Absprache do­
minieren, ist deshalb entscheidend, wieviel Planungssicherheit dem 
Unternehmen ohne sie geschuldet ist. In der Praxis stellt sich diese 
Frage vor allem dann, wenn ein bestimmtes unternehmerisches 
Handeln In der Vergangenheit einmal Gegenstand eines begünsti­
genden Verwaltungsakts war. Prototyp ist die Anlagengenehmigung. 
Die gleiche Frage stellt sich auch bei allen Stoffgenehmigungen6. 

Vielfach bedürfen auch einzelne unternehmerische Handlungen ei­
ner Genehmigung, etwa Bauten, die Verwahrung von Kernbrenn­
stoffen 7, die Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen8, der 
Transport gefährlicher Güter auf der Straße9, die Beeinträchtigung 
eines Biotops10 oder die Rodung von Wald11 • 

Legt man die Meßlatte des klassischen allgemeinen Verwaltungs­
rechts an, haben Verwaltungsakte ein hohes Schutzpotential (B). 
Insbesondere im Umweltrecht ist dieser Schutz in den letzten 10, 20 
Jahren aber immer weiter abgebaut worden12• Hier wie in anderen 

4 Jarass, Wirtschaftsverwaltungsrecht§ 17, R 44. 
5 Die Schwierigkeiten mit der Anwendung des Tatbestandsmerkmals »wirt­

schaftlich vertretbar« bei § 17 a.F. BlmSchG haben die Verwaltung anscheinend 
allerdings zu einvernehmlichen Lösungen zu schlechteren Konditionen gezwungen, 
Jarass (vorige FN) R 44. Seit dieses Tatbestandsmerkmal durch den allgemeinen 
Hinweis auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ersetzt ist, scheint sich die Ver­
handlungsposition der Verwaltung dagegen deutlich verbessert zu haben, vgl. 
Kloepfer, Umweltrecht§ 4, R 107. 

6 Zwischen beiden steht etwa die Züchtungsgenehmigung nach § 3 Nr. 14 
PfiSchG. 

7 § 6 AtG. 
8 § 14 I Nr. 1 GenTG. 
9 § 3 GefahrgutVO Straße. 
10 § 20 c II BNatSchG. 
11 § 9 1 BWaldG. 
12 Die Entwicklung ist nachgezeichnet bei Send/er, UPR 1990, 41-47. 
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Materien haben Gesetzgebung und Verwaltung eine auf den ersten 
Blick verwirrende Fülle von Instrumenten entwickelt, um dem ur­
sprünglichen Verwaltungsakt seine Zähne zu ziehen. Dieses Buch 
will nicht einzelnen dieser Instrumente oder Materien nachgehen, 
sondern es versucht, die Entwicklung als ganze in den Blick zu neh­
men. Das Ziel ist, Kategorien zu entwickeln, mit deren Hilfe die ein­
zelnen Erscheinungen vergleichbar gemacht, zugleich aber auch kri­
tisch beleuchtet werden können (C). Dabei wird sich zeigen, daß der 
ursprüngliche Verwaltungsakt auch in den sensibelsten Materien 
und Situationen doch noch einen Mindestschutz vermittelt. Deshalb 
wird abschließend untersucht, unter welchen Voraussetzungen die 
Unternehmen auch dort den Schutz eines Verwaltungsakts erringen 
können, wo an und für sich keine Genehmigung erforderlich wäre 
(D). 



B. Schutzpotential eines begünstigenden 
Verwaltungsakts 

Das Schutzpotential eines begünstigenden Verwaltungsakts ist er­
heblich. Die erlassende Behörde darf den Verwaltungsakt nach all­
gemeinem Verwaltungsrecht nur unter relativ engen Voraussetzun­
gen wieder aufheben (1). Das gilt auch für eine Reihe besonderer 
Verfahrensarten (II). Genehmigungen, um die es hier geht, haben 
außer einer gestattenden auch eine feststellende Wirkung (III). Die 
feststellende Wirkung ist Grundlage für die Bindung an den Ver­
waltungsakt in anderen Verwaltungsverfahren, ob sie nun vor dersel­
ben oder einer dritten Behörde stattfinden (IV). Die feststellende 
Wirkung kann auch die Basis für die Bindung Privater (V) und für 
Ausstrahlungen über die Geltungsdauer und über den Geltungs­
gegenstand des Verwaltungsakts hinaus bilden (VI). Auch neue Tat­
sachen oder neue normative Anforderungen lassen die Bindung 
nicht entfallen, sondern erlauben der zuständigen Behörde nur, den 
Verwaltungsakt unter besonderen Kautelen aufzuheben (VII). 

l Aufoebungsverbot 

1. Der Befund im allgemeinen Verwaltungsrecht 

Um die Bindungswirkung des Verwaltungsakts herrscht babylo­
nische Sprachverwirrung13• Um die Verwirrung nicht noch zu ver­
größern, folgen die weiteren Überlegungen, so irgend möglich, der 
Terminologie des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Für den Bestand 
des begünstigenden Verwaltungsakts selbst verwendet es in § 43 

13 S. insbesondere lpsen, Verw 1984, 169-195; zusammenfassend zur Bin­
dungswirkung jetzt auch Randak, JuS 1992, 33-39. 
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VwVfG den Begriff der Wirksamkeit. Sie tritt nach§ 4311 VwVfG 
mit Erlaß und Bekanntgabe ein. Daß der Verwaltungsakt zu diesem 
Zeitpunkt noch anfechtbar ist14, ändert an der Wirksamkeit nichts15• 

Sie wird nur für den Fall der Nichtigkeit durchbrochen16, die auch 
bei begünstigenden Verwaltungsakten möglich ist. 

Von Wirksamkeit kann vernünftig nur bei gleichem Verfahrens­
gegenstand gesprochen werden; bei anderem Verfahrensgegenstand 
kann es nur darum gehen, ob die Entscheidung im ersten Verfahren 
dafür präjudiziell ist17• Der Begriff des Verfahrensgegenstands 
kommt im Verwaltungsverfahrensgesetz nicht vor. Er ist vom Begriff 
des Verwaltungsverfahrens in § 9 VwVfG zu unterscheiden. Dieses 
endet mit dem Erlaß des Verwaltungsakts. Die Entscheidung über 
seine Aufhebung ergeht in einem neuen Verwaltungsverfahren. Das 
Verwaltungsverfahrensgesetz setzt das Konzept des Verfahrensge­
genstands aber voraus. Denn nach§§ 48 V, 49 IV VwVfG entscheidet 
nach Unanfechtbarkeit eines Verwaltungsakts über seine Aufhebung 
die Behörde, die jetzt für den Erlaß zuständig wäre. Damit ist der 
entscheidende Gesichtspunkt benannt: Wirksamkeit eines Ver­
waltungsakts bedeutet, daß über denselben Gegenstand nicht erneut 
entschieden werden kann, ohne daß zuvor die alte Entscheidung 
beseitigt wird18• Daraus folgt zugleich, daß auch gegenüber der er­
lassenden Behörde Fragen der Präjudizialität auftreten können, 
wenn diese zugleich für Entscheidungen mit anderem Verfahrens­
gegenstand zuständig ist. Umgekehrt kann die Wirksamkeit auch 
einer anderen als der erlassenden Behörde entgegengehalten werden, 
wenn zwischenzeitlich die Zuständigkeit für den Verfahrensgegen­
stand gewechselt hatl9. 

Die Wirksamkeit kann durch einen weiteren Verwaltungsakt be­
seitigt werden. Dem ziehen§§ 48 und 49 VwVfG aber relativ enge 

14 Den Begriff verwenden §§ 48 1 und 49 1 sowie II VwVfG. 
15 Daß in den in der vorigen Fußnote genannten Vorschriften die Unanfecht­

barkeit erwähnt ist, soll nur klarstellen, daß auch danach noch zurückgenommen 
bzw. widerrufen werden kann. 

16 §§ 43 III, 44 VwVfG. 
17 Dazu unten IY. 
18 Den wiederholenden Zweitbescheid muß man deshalb richtig als Unterform 

des Wiederaufgreifens verstehen, begrenzt auf die Eröffnung von Widerspruch und 
Klage; ob das mit den VwVfG vereinbar ist, steht auf einem anderen Blatt. 

19 Vgl. die bereits erwähnten§§ 48 V, 49 IV VwVfG. 
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Grenzen20• Die Einzelheiten gehören in den Abschnitt über die 
Wirkung neuer Tatsachen und neuer normativer Anforderungen21 • 

An dieser Stelle genügt es, die Grundstrukturen zu umreißen. § 48 
VwVfG ist mit Verwaltungsakten befaßt, die bereits bei ihrem Erlaß 
rechtswidrig waren. Daß Verwaltungsakte, die erst später durch 
neue Tatsachen oder Rechtsänderungen rechtswidrig werden, nur 
nach den strengeren Voraussetzungen von § 49 VwVfG aufgehoben 
werden können, folgt aus § 49 II Nm. 3 und 4 VwVfG22• § 49 
VwVfG gilt außerdem und vor allem für Verwaltungsakte, die auch 
im Zeitpunkt der Aufhebung noch rechtmäßig sind. 

§ 49 VwVfG schützt in erster Linie das Interesse des Begünstigten 
am Bestand des Verwaltungsakts. Denn der Widerruf ist bei Tat­
sachenänderungen nur möglich, wenn andernfalls das öffentliche In­
teresse gefährdet würde(§ 49 II 1 Nr. 3 VwVfG), bei Rechtsände­
rungen muß hinzukommen, daß der Begünstigte von der Vergün­
stigung noch keinen Gebrauch gemacht hat(§ 49 II 1 Nr. 4 VwVfG), 
bei unveränderter Sach- und Rechtslage darf die Wirksamkeit 
schließlich nur angetastet werden, um schwere Nachteile für das Ge­
meinwohl zu verhüten oder zu beseitigen (§ 49 II 1 Nr. 5 VwVfG). 

20 Zu den weiteren in § 43 II VwVfG genannten Wegen für die Beendigung der 
Wirksamkeits. Ste/kens/Bonk/Sachs-Stelkens/Sachs, § 43 VwVfG, R 144-150. Sie 
spielen für diese Untersuchung nur eine begrenzte Rolle. Zur Befristung s. unten C 
1 2 b aa; zu Beschränkungen des Genehmigungsgegenstands, die zu seiner frühzei­
tigen Erledigung führen, s. unten C 1 2 b bb und C 1 2 d bb. 

21 S. unten VII. 
22 Diese bisher ganz herrschende Ansicht ist jüngst von Schenke in Zweifel 

gezogen worden. Er will der Behörde bei rechtswidrig gewordenen Verwaltungs­
akten die Wahl zwischen einem Vorgehen nach§§ 48 und 49 VwVfG lassen (DVBI. 
1989, 434). Richtig ist allerdings, daß Verwaltungsakte nachträglich rechtswidrig 
werden können (434). Auch würde§ 49 II 1 Nm. 3 und 4 VwVfG durch Schenkes 
Ansicht nicht gegenstandslos, weil eine Änderung der Sach- oder Rechtslage einen 
Verwaltungsakt nicht notwendig rechtswidrig macht. Die Behörde kann Ermessen 
haben, oder die Veränderung kann aus rechtlichen Gründen unbeachtlich sein 
(436). Entgegen Schenke kann und muß man§ 49 II 1 Nm. 3 und 4 VwVfG aber 
als vom Gesetzgeber gewollte Ausnahme vom Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung begreifen (437), die ihre Grundlage im Vertrauensschutz hat (vgl. 437). 
Beim begünstigenden und drittbelastenden Verwaltungsakt ergibt sich die erforder­
liche Flexibilität aus§ 51 VwVfG, s. dazu unten VII 4. Eine Ausnahme kommt 
allenfalls dann in Betracht, wenn der Erlaß eines begünstigenden Verwaltungsakts 
von einer Voraussetzung abhängt, die nachträglich mit Rückwirkung auf einen 
Zeitpunkt vor dem Erlaß des Verwaltungsakts beseitigt wird, s. dazu Schenkel 
Baumeister, JuS 1991, 547-551. 
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Daß der Betroffene außerdem in all diesen Fällen eine Entschädi­
gung verlangen kann, wenn der Verwaltungsakt dennoch widerru­
fen wird (§ 49 V VwVfG), nimmt den Schutz nicht auf das Wert­
interesse zurück, sondern macht den ausnahmsweise zugelassenen 
Eingriff in den Bestand erst verhältnismäßig. 

Bei ursprünglich rechtswidrigen Verwaltungsakten deuten Syste­
matik und Entstehungsgeschichte23 dagegen auf die gegenteilige Lö­
sung: Der Bestand ist nach § 48 II VwVfG nur bei Geld- und 
Sachleistungsverwaltungsakten geschützt, bei anderen begünstigen­
den Verwaltungsakten dagegen nach§ 48 III VwVfG nur das Wert­
interesse. Diese Lösung ist vielfach kritisiert worden24• Man wird 
zunächst für solche Verwaltungsakte eine Ausnahme machen müs­
sen, an denen gar kein oder nur ein untergeordnetes Wertinteresse 
besteht25• Im übrigen spielt die Frage für wirtschaftsrechtliche Ge­
nehmigungen, um die es hier geht, kaum eine Rolle. Sobald der Be­
günstigte das genehmigte Vorhaben ins Werk gesetzt, also die erfor­
derlichen Investitionen getätigt hat, ist sein Wertinteresse regelmäßig 
so hoch, daß die Entschädigungspflicht aus fiskalischen Gründen 
einen faktischen Bestandsschutz bewirkt. 

2. Innere Rechtfertigung 

Verwaltungsakte genießen nach allgemeinem Verwaltungsrecht 
somit einen erheblichen Schutz gegen die einseitige Aufhebung 
durch die Verwaltung. Worin dieser Schutz seine Rechtfertigung fin­
det, wird erstaunlich selten gefragt26• Da die§§ 48 und 49 VwVfG 
nicht nach Regelungsgegenständen unterscheiden, darf die Erklä­
rung hierauf ebenfalls nicht abstellen. Dagegen muß sie herausar­
beiten, warum die Aufhebung begünstigender Verwaltungsakte zu­
sätzlich erschwert ist. 

23 Berichtet bei Stelkens/Bonk/Sachs-Stelkens/Sachs §48 VwVfG, R 134 f. 
24 Zusarrunenfassend Kopp, GewArch 1986, 181 f.; Stelkens/Bonk/Sachs­

Ste/kens/Sachs § 48 VwVfG, R 136 f. 
25 So auch die inzwischen herrschende Meinung, Nachweise bei Stelkens/Bonk/ 

Sachs-Ste/kens/Sachs §48 VwVfG, R 137. 
26 Besonders auffällig ist das bei der ansonsten äußerst gründlichen Untersu­

chung von Seibert (1989). 
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a) Aufhebung von Verwaltungsakten im allgemeinen 
aa) Widerspruchsfreiheit staatlichen Verhaltens 

Der wichtigste Grund für Aufhebungsbeschränkungen ganz all­
gemein ist das Gebot der Widerspruchsfreiheit staatlichen Verhal­
tens27. Der Bürger darf keinem staatlichen Dezisionismus und 
Revisionismus ausgesetzt sein nach dem Motto: »tel est notre 
plaisir«28. Man kann das auch als Ausfluß eines Gebots der System­
gerechtigkeit29 oder einer »Pflicht der Verwaltung zu programm­
geleitetem Handeln«30 oder des auch im öffentlichen Recht gelten­
den Grundsatzes von Treu und Glauben begreifen31 . Die Aus­
gestaltung des vorangehenden Verfahrens, das der Behörde die Ge­
legenheit zur gründlichen Erforschung des Sachverhalts und zu 
seiner eingehenden rechtlichen Würdigung gibt, sowie die Fest­
setzung von Anfechtungsfristen verlören sonst weitgehend ihren 
Sinn32. Darin mag man zugleich die Waffengleichheit zwischen Be­
hörde und Betroffenen ausgeprägt sehen: wenn die Behörde schon 
ein Verfahren mit weitreichenden Befugnissen und strengen Fristen 
zur Verfügung hat, soll der Betroffene auch sicher sein, danach kei­
nen weiteren Anforderungen mehr ausgesetzt zu sein. 

bb) Klarstellungs- und Konkretisierungsfunktion des 
Verwaltungsakts 

Der zweite Grund, warum Verwaltungsakte ganz allgemein nur 
unter erschwerten Bedingungen wieder auf gehoben werden können, 
hängt mit dem ersten eng zusammen. Verwaltungsakte haben eine 
Konkretisierungs- und Klarstellungsfunktion33. Sie legen verbind­
lich fest, welche Rechte und Pflichten der Betroffene hat. Damit 
beseitigen sie Unsicherheiten über die Auslegung gesetzlicher Pflich­
ten oder üben ein Entschließungs- und Auswahlermessen der Behör-

27 Domke, 94; Peine, JZ 1990, 210. 
28 Merten, NJW 1983, 1994. 
29 Vgl. Degenhart (1976). 
30 Scheuing, VVDStRL 40, 157. 
31 BVerfG 16. 12. 1981, BVerfGE 59, 128, 167. 
32 Kopp, DVBI. 1983, 397. 
33 Schenke, NVwZ 1986, 528; Fluck, VwArch 79, 1988, 430 f.; vgl. schon Wo/ff/ 

Bachof, 443. 
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de aus34• Vetwaltungsakte gestalten deshalb zumindest potentiell die 
Rechtslage. Diese Konkretisierung oder Klarstellung verlöre weit­
gehend ihren Sinn, wenn sich die Behörde jederzeit ohne weiteres 
von dem Vetwaltungsakt lösen könnte. Auch aus diesem Grunde 
dienen §§ 48 und 49 VwVfG der Widerspruchsfreiheit staatlichen 
Verhaltens. 

cc) Sachgerechte Verfahrensgestaltung 

Schließlich entsprechen §§ 48 und 49 VwVfG dem Postulat sach­
gerechter Verfahrensgestaltung. Vetwaltung wie Betroffener werden 
entlastet, wenn die Rechtslage mit Wirksamkeit bzw. Unanfecht­
barkeit des Vetwaltungsakts grundsätzlich endgültig feststeht35. Ein 
Vetwaltungsverfahren als perpetuum mobile wird vennieden36• zu­
gleich kann man die Aufhebungsbeschränkungen als Kompensation 
für die Belastung des Betroffenen mit dem Verfahren begreifen. 
Schließlich wird die Behörde dadurch gezwungen, den Sachverhalt 
gleich beim ersten Mal tatsächlich und rechtlich auszuschöpfen; der 
Betroffene kann und muß seine Kräfte auf dieses eine Verfahren 
konzentrieren. 

b) Aufhebung begünstigender Verwaltungsakte im besonderen 

All diese Gesichtspunkte verdichten sich bei der Aufhebung be­
günstigender Vetwaltungsakte zum Gebot des Vertrauensschutzes37• 

Das Gebot der Widerspruchsfreiheit staatlichen Handelns bedeutet 
auch, daß der Staat nicht mit der einen Hand geben darf, was er mit 
der anderen wieder nimmt38. Man kann den Gedanken auch in die 
Formulierung kleiden, die Behörde solle die einmal durch Vetwal­
tungsakt gewährte Position nicht jederzeit durch actus contrarius 

34 BVerfG 20. 4. 1986, BVerfGE 60, 253, 270: >>Gibt die Rechtsordnung der 
Verwaltung die Möglichkeit, durch Hoheitsakt für ihren Bereich das im Einzelfall 
rechtlich Verbindliche festzustellen, zu begründen oder zu verändern, so besteht 
auch ein verfassungsrechtliches Interesse daran, seine Bestandskraft herbeizufüh­
ren«. 

35 Vgl. Merten, NJW 1983, 1994: Bestandskraft schaffe Rechtsfrieden und 
mache dadurch das Gewaltmonopol erträglicher. 

36 Send/er, UPR 1990, 42. 
37 Zu seiner verfassungsrechtlichen Grundlage s. unten C II 3 a. 
38 Vgl. Peine, JZ 1990, 210. 
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wieder entwerten können39• Die Konkretisierungs- und Klarstel­
lungsfunktion bedeutet beim begünstigenden Verwaltungsakt zu­
gleich, daß der Adressat eine Richtschnur erhält, wn die Recht­
mäßigkeit seines Handelns zu ermessen40• Die Bindungswirkung 
läßt sich beim präventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt zugleich 
als Kompensation für diese ursprüngliche Einschränkung im 
Grundrechtsgenuß begreifen. Besondere Bedeutung hat beim be­
günstigenden Verwaltungsakt schließlich die Kompensation für die 
Verfahrensbelastung. Der Genehmigung großtechnischer Vorhaben 
gehen in der Regel jahrelange, für die Unternehmen kostspielige 
Genehmigungsverfahren voraus. Diese Verfahrenslast ist die ent­
scheidende »Tauschmasse«, die es der Verwaltung und betroffenen 
Dritten ermöglicht, von den Unternehmen Zugeständnisse zu errei­
chen, für die im Genehmigungsverfahren eigentlich kein Rawn 
wäre41 • Wenn man die Bindungswirkung der einmal erteilten Geneh­
migung zurücknimmt, verschiebt man damit zugleich die Gewichte 
zum Nachteil der Unternehmen. 

11 Besondere Verwaltungsakte 

Die Aufhebungsbeschränkungen der§§ 48 und 49 VwVfG gelten 
auch bei einer Reihe von Varianten des begünstigenden Verwal­
tungsakts (1) und bei feststellenden, insbesondere streitentscheiden­
den Verwaltungsakten (2). 

1. Varianten des begünstigenden Verwaltungsakts 

Wenn der Verwaltungsakt einmal erlassen und bekanntgegeben 
ist, kann die Behörde grundsätzlich nur noch nach §§ 48 und 49 
VwVfG über ihn disponieren. Wird der Verwaltungsakt angefoch-

39 Jpsen, Verw 1984, 187. 
40 Fluck, VwArch 79, 1988, 430. 
41 Vgl. dazu das Referat von Holznagel auf der 31. Tagung der wissenschaft­

lichen Mitarbeiter der Fachrichtung Öffentliches Recht im März 1991 in Bremen 
(erscheint 1992 im Boorberg Verlag). 
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- bei Eigentumsentziehung 88 f„ 149 
- bei nachträglichen Anordnungen 

58, 61, 66, 131 
- bei Untersagung 158 
Erloschene Genehmigung 39-42, 50, 

128 
Ermessen 
- bei der Entscheidung über die Auf­

hebung eines Verwaltungsakts 48, 
104f, 134, 138, 147, 178 

- vor Untersagung 153, 155 f. 
- neue Ermessenserwägungen als 

Grund für die Aufhebung eines 
Verwaltungsakts 45, 47 f. 

Erprobungsgenehmigung 68, 127 f. 
Errichtungsgenehmigung 72 
Externe Effekte 179 

Feststellender Teil von Genehmigun­
gen 14-18,20, 61 

Feststellender Verwaltungsakt 13 f, 
163 f. 

Feststellungsklage 169, 176 
Feststellungswirkung (im technischen 

Sinne) 15, 16f„ 19 
Flexibilitätsinteresse von Allgemein­

heit und Dritten gegenüber einem 
begünstigenden Verwaltungsakt 
59, 73, 180 

Formelle Illegalität 127 
Fortentwicklung genehmigter Vorha­

ben 42-44, 148 
Freigabeerklärung 159 f„ 162 
Fusionskontrolle 118, 157 f. 

Gefährdungshaftung 179 
Gefahr 114f. 
Gemeinsames Indigenat 20, 55 
Genehmigung 
- gestattender und feststellender Teil 

14-18 
- als Eigentum i. S. v. Art. 14GG 

86f, 124 
Genehmigungsfreie Anlagen 28, 151-

154, 165f. 
Genehmigungsinhaltsbestimmung 71 

s. auch Verfahrensgegenstand des 
Verwaltungsakts 

Genehmigungstiefe 120 f. 
Genehmigungsvoraussetzungen 
- dynamische Fassung 65 
Gesetzesvorbehalt 94, 99-103, 134, 

171, 173, 178 
Gestattung 14-18, 24f., 78f., 163, 172 
Gestuftes Verwaltungsverfahren 23 f. , 

72-77, 100-102, 104, 106f, 119, 
125, 126 

Gewerbebetrieb 
- als Eigentum i. S. v. Art. 14GG 

87 f , 109 
Grundrechtsschutz durch Verfahren 

26, 79, 93 
Grundstückseigentum 84-86, 108, 

109 
Grundwassernutzung als Ausfluß des 

Grundeigentums 84f. , 91 

Härtefall 137 
Heranrückende Wohnbebauung 32, 

38, 46, 117 
Human capital 132 

Institutsgarantie 
- des Eigentums 90 f 
- des Vertrauensschutzes 96 
Interessen Dritter 130-132 
Interessen des Genehmigungsinhabers 

109-111 
Investitionslenkung 37f., 61, 73, 120, 

122f, 159f. 

Kartell 47, 117f„ 151f.,155f. 
Klagebefugnis 130 
Klarstellungs- und Konkretisierungs­

funktion des Verwaltungsakts 8 f. , 
10, 20, 180 

Kollegiale Entscheidungen 126 
Kompetenzordnung 19 
Konkurrentenschutz 131 
Konzeptgenehmigung 74 
Konzentrationswirkung 21, 22 
Konzessionsabgabe 87, 123f. 

Legalisierungswirkung 27-31, 140, 141 
- der Anzeige von Altanlagen 154 
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- erloschener Genehmigungen 39-42 
- des Negativbescheids 170 f. 
Leitbild des klassischen Verwaltungs­

akts 59, 96 

Mengenmäßig beschränkte Genehmi-
gung 124, 138, 140, 142, 147 f. 

Ministererlaubnis 126 
Mißbrauchsaufsicht 155 
Mitverantwortung des Staats für das 

Unternehmen 120 
Modifizierende Auflage 71 

Nachbar 130 f. 
Nachträgliche Anordnung 57 f. , 60 f., 

66 f, 77, 81 , 133, 137, 143, 145 
Nachträgliche Genehmigung 127 
Nachträgliche Nebenbestimmung 144f. 
Nebenbestimmung zu einem Verwal-

tungsakt 68 f, 106, 173 
Negativbescheid 150-17 4 
Neue normative Anforderungen 45 f., 

48-50, 75f„ 117, 148, 162 
Neue Tatsachen 45-48, 75 f., 148, 157, 

162 
Neue Zweckmäßigkeitserwägungen 48f. 
Nichtigwerden eines Verwaltungsakts 

50 
Nicht ausgenutzte Genehmigung 46, 

49f., 77, 128f., 157 
Noch belastenderer Verwaltungsakt 

11-13 
Normkonkretisierende Verwaltungs­

vorschrift 94 

Öffentliche Interessen 113-118 
Öffentliche Unternehmen 93, 100, 111 
Öffnung eines Verwaltungsakts für spä-

tere Eingriffe 62-71, 134 
- nachträgliche 116 

Parallele Eingriffsbefugnisse 27-31, 
61 

Parallele Genehmigungsverfahren 16, 
17, 20-26, 153, 175 

Planfeststellungsverfahren 126 
Planungssicherheit 1-3, 179-181 
Polizeifestigkeit von Genehmigungen 

27-31, 40-42 

s. auch Legalisierungswirkung 
Polizeirechtliche Generalklausel 27-

31 
Präjudizialität eines Verwaltungsakts 

5, 18-31, 52-56, 61, 138, 161 
FN692, 163, 164, 174 

Privatrechtliche Wirkungen von Ge­
nehmigungen 33-37, 61, 130 

Prognose 47, 114, 115 f, 127 
Prüfungskompetenz (statt Entschei­

dungskompetenz) 24-26, 29, 55, 
74, 77, 175, 177f. 

Quantitativ beschränkte Genehmigung 
s. mengenmäßig beschränkte Ge­
nehmigung 

Quersubventionierung 123, 131 

Rechtskraft der Urteilsgründe 17, 177 
Rechtsverordnungsermächtigung 98, 

134 
Rechtswidrig gewordener Verwaltungs-

akt 6 und FN 22 
reformatio in peius 25, 40, 57 f 
Regelungsdichte 
- als Gebot des Gesetzesvorbehalts 

102f., 134 
Regelungsgegenstand des Verwaltungs­

akts 
s. Verfahrensgegenstand des Ver­
waltungsakts 

Repressives Verbot mit Befreiungsvor­
behalt 81, 118/ 

Risiko 114-117 
Rückwirkung 49, 94, 96, 135 

Schadensrisiko 30 
Schutzkern von Genehmigungen 37-

44, 58, 61, 141 
Schutzniveau 81 , 90, 97, 98, 103, 107-

132, 149, 153, 173, 180 
- als Anreiz für Investitionen 118 
Schutztechniken 79-100 
Schwebende Verwaltungsverfahren 

126 
Separationslösung 21, 22 f. 
Sofortige Vollziehung 78, 173 
Sphärengedanke 116f., 123 
Stand der Technik 65 
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Stand von Wissenschaft und Technik 
65f. 

Standortvorbescheid 72, 73, 176 
Stillegung einer Anlage 89, 146 

s. auch Untersagung 
Stoffgenehmigung 16, 83 
Streitentscheidender Verwaltungsakt 

13/ 
Subjektives öffentliches Recht 
- als Eigentum i. S. v. Art. 14GG 

86/ 
Subventionierung von Konkurrenten 

38, 61, 114, 131 
Summationsschäden 116 
Sunk costs 110 f. und FN 493, 124, 

149 
Suspendierung 145-147 
Systemgerechtigkeit 8, 93 

Tatbestandswirkung 15, 16, 19, 55 
Tausclunasse 10, 124, 127, 172, 180 
Teilgenehmigung 72-77, 101, 119, 

126, 172, 173 
Teilungsgenehmigung (nach Baurecht) 

72 
Teilwiderruf einer Genehmigung 67, 

143 
Treu und Glauben im Verwaltungs-

recht 8, 93, 120, 122, 124, 129 

Übergangsregelung 89, 135 f. 
Überwirkender Bestandsschutz 43, 88 
Unanfechtbarkeit 
- der Öffnung eines Verwaltungsakts 

für nachträgliche Eingriffe 79 
Unternehmensgröße 112 f. 
Untersagung 89, 146, 151-153, 154 
- Aufhebung nach Anfechtung als 

Begünstigung 11 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren 
36f., 71/, 102, 125, 139, 166 

Verfahrensbelastung 
s. Belastung durch das Verwal­
tungsverfahren 

Verfahrensgegenstand des Verwal­
tungsakts 5, 17 f., 30, 35, 53, 54, 
63-65, 70/, 74, 88f., 100, 106, 
120 f, 138, 140, 142, 147, 148, 162, 
173, 176 

Verfahrensgüte 125 f , 142, 172 
Verfahrenshoheit der Verwaltung 100, 

103, 107 
Verfahrensökonomie 105 
Verfahrensstand 126-130 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 90, 94, 

105 
Verlängerung 

s. befristete Genehmigung 
Versorgungspflicht 121 f. 
Versunkene Kosten 

s. sunk costs 
Vertrauensschutz 9, 20, 48, 51, 54, 

92-97, 105, 108, 161, 180 
Verursacherprinzip 179 
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung 

53, 146 
Verwaltungsstrafrecht 31 
Verwaltungsverfahren 
- Gebot der sachgerechten Ausgestal-

tung 9 
Verwaltungsvorbehalt 100 
Verzicht 162 f. 
Vollstreckungsbedürftigkeit 
- für nachträgliche Eingriffe in ein 

genehmigtes Vorhaben 137-148 
Vorbehaltsbescheid 77 f, 101, 102, 

175 
Vorbescheid 16, 72-77, 100, 101, 119, 

126, 129, 175 
Vorbeugend feststellender Verwal­

tungsakt 169 
Vorläufige Ausführung 

s. einstweilige Gestattung 
Vorläufiger Verwaltungsakt 77-79 
Vorläufiges positives Gesamturteil 

74f., 101 
Vorsorge 114 

Waffengleichheit im Verwaltungsver­
fahren 8 

Waldsterben 116 
Wertinteresse 51, 115, 116, 149, 

158 
Wesentlichkeitstheorie 100, 102 f. 
Widerruf eines Verwaltungsakts 4-10, 

46-50, 120 
Widerruflichkeit eines Verwaltungsakts 
- gesetzliche 68 
Widerspruchsbefugnis 130 
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Widerspruchsbescheid 11 
Widerspruchsfreiheit staatlichen Ver­

haltens 8, 9, 19, 38, 95, 122, 180 
Widerrufsvorbehalt 68-70, 78, 79, 91, 

104, 138 
Wiederaufgreifen eines Verwaltungs­

verfahrens 
- auf Antrag eines Drittbetroffenen 

51/, 56 
Wiederholte Eingriffe 129 ( 
Wirksamkeit des Verwaltungsakts 5 
Wirtschaftliche Vertretbarkeit 110 

Zolltarifauskunft 160 FN 688 
Zugangwm Verwaltungsakt 150-178 
Zulieferer 132 
Zusage 75 und FN 311, 161 , 162 
Zusicherung 75 und FN312, 119, 126, 

129, 161, 162 
Zwischenbetriebliche Kompensation 

137 
Z wischenfeststellungsverwaltungsakt 

25, 174-178 
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